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Mitglieder-Info Nr.  1/2014 
 
Ergebnisse der 90. Arbeits- und Sozialministerkonfe renz vom 27./28.11.2013 
in Magdeburg 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Arbeits- und Sozialministerkonferenz (ASMK) hat inzwischen die Ergebnisse der 
o. g. Sitzung veröffentlicht.  

Folgende Beschlüsse sind aus Sicht der Geschäftsstelle hervorzuheben: 

TOP 5.1 Teilhabe als Menschenrecht verwirklichen – Eine Gesellschaft für Alle 

TOP 5.2  Schaffung eines Bundesleistungsgesetzes (Weiterentwicklung der Ein-
gliederungshilfe), 

TOP 5.4  Weiterentwicklung des SGB IX, 

TOP 5.5  Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs, 

TOP 5.7  Qualitätsberichterstattung in der Pflege – Pflegetransparenzvereinba-
rungen, 

TOP 5.12  Gewinnerwartungen in der Pflege. 

Ich habe die Auszüge aus dem Ergebnisprotokoll der ASMK zu den o. g. Punkten in 
dem als Anlage  beigefügten Dokument zusammengefasst. 
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BAGüS 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

Den Bericht der von der ASMK eingesetzten Länder-Arbeitsgruppe zum Bundesleis-
tungsgesetz finden Sie in dem beigefügten Dokument direkt nach dem TOP 5.2. 

Aus dem Beschluss zum Bundesleistungsgesetz sind folgende Punkte hervorzuheben 
(Auszug): 

• Die Schaffung eines Bundesleistungsgesetzes ist für die ASMK eine zentrale 
gesellschaftliche und sozialpolitische Aufgabe des Jahres 2014. Die ASMK for-
dert den Bund auf, auf Grundlage des vorgelegten Berichtes der Länder und 
unter Beteiligung der Länder umgehend ein Bundesleistungsgesetz zu erarbei-
ten. Dabei sollen auch die Vorschläge zur Übernahme der Kosten der Einglie-
derungshilfe aufgegriffen werden. Diese müssen ggf. durch Kombination zu ei-
ner vollständigen Kostenübernahme der Eingliederungshilfe durch den Bund 
führen. 

• Mit einem Bundesteilhabegeld für Menschen mit Behinderungen ohne Anrech-
nung von Einkommen und Vermögen soll den Betroffenen mehr eigenverant-
wortliche Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglicht werden und es sol-
len die Träger der Eingliederungshilfe damit teilweise entlastet werden. Hierzu 
könnte das Bundesteilhabegeld wie folgt ausgestaltet werden: 

• Das Bundesteilhabegeld wird zum Ausgleich eingeschränkter Möglichkeiten der 
Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft auf Grund einer wesentlichen Behin-
derung gewährt;  

• anspruchsberechtigt sind volljährige Leistungsberechtigte, die wesentlich be-
hindert sind, Bedarf auf Eingliederungshilfe zur Deckung ihres Teilhabebedarfs 
haben und nicht mehr der allgemeinen Schulpflicht unterliegen, 

• die Höhe eines Betrages orientiert sich an der Höhe der Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz (zurzeit 660,-- €); 

• das Bundesteilhabegeld ist zu dynamisieren; 
• eine Anrechnung auf andere Leistungen der Sozialhilfe, wie z. B. die Hilfe zum 

Lebensunterhalt, die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie 
die Hilfe zur Pflege ist auszuschließen; 

• bei der Gewährung der Eingliederungshilfe ist ein Selbstbehalt vorzusehen. 
• Die darüber hinaus notwendige Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe soll 

sich an den im Grundlagenpapier vom 23.08.2012 einvernehmlich von Bund 
und Ländern erarbeiteten Grundsätzen orientieren. 

Das komplette Ergebnisprotokoll (223 Seiten) ist im Internet unter 
www.asmk.sachsen-anhalt.de veröffentlicht.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 


